
Basel, Mai 2018 

- Offener Brief -

an die Regierung des Kantons Basel-Stadt und die Parteien im Grassen Rat 

Nicht in unserem Namen, Basel! 

Mit der Verdrängung der Proteste gegen die Syngenta aus der Innenstadt stellt sich Basel aktiv 
schützend vor die schädliche Agrochemie. In diesem offenen Brief geben wir unserer 
Empörung Ausdruck und fordern die Basler Regierung dazu auf, ihre Verantwortung 
für die Rolle der Basler Konzerne in der Welt zu übernehmen. Basel lebt auf Kosten von 
anderen und ignoriert die damit zusammenhängende globale Ausbeutung und 
Menschenrechtsverletzungen. Das Geschäftsmodell der Syngenta, welches weltweit zum 
Raubbau an Mensch, Tier und Natur beiträgt, ist ein besonders gutes Beispiel dieser 
imperialen Lebensweise. 

Der Kanton Basel-Stadt hat entschieden, den breit abgestützten March against Monsanto und 
Syngenta aus der Innenstadt zu verbannen. Der March wird von rund 60 Organisationen und 
Parteien getragen und mobilisiert jeweils Tausende Menschen 
(www.marchagainstsyngenta.ch). Diese willfährige Entscheidung ist jedoch nur ein weiteres 
Paradebeispiel für eine Meisterleistung der Profiteurin Basel im Weltsystem: Die totale 
Verdrängung der weltweiten Konsequenzen der Geschäftsmodelle unserer Konzerne und 
unserer Lebensweisen. 

Laut UNO-Bericht sterben jährlich 200'000 Menschen an Pestizidvergiftungen - einmal 
die Bevölkerung Basels. Daneben erleiden weitere Millionen äusserst gesundheitsschädliche 
Vergiftungen. Was ist die Rolle Basels? Immerhin hat hier an der Schwarzwaldalle der grösste 
Pestizidkonzern der Welt seinen Hauptsitz. Rund 20% beträgt der Marktanteil der Syngenta 
weltweit. Was macht 20% von 200'000? Während die Basler Chemie die 
Pestizidproduktion schon lange nach China, Brasilien, Indien, etc. ausgelagert hat, 
schwimmen wir gemütlich im sauberen Rhein. Umso gemütlicher, da die Profite weiterhin in 
unsere Stadt fliessen. Die Vergifteten leben und sterben meistens weit weg in den Ländern des 
Südens. Die Basler Regierung lässt sich unterdessen von Syngenta ihren Pavillon an der Expo 
2015 in Mailand zum Thema ,Feeding the Planet' und die Stadtgärtnerei ihr App ,Basler 
Stadtnatour' von Syngenta sponsern und ist somit aktiver Teil von Syngentas Greenwashing­
Strategie. 
Wir wehren uns gegen die Normalisierung dieser imperialen Lebensweise! Wir wehren uns 
gegen die Verbannung von uns Menschen und Organisationen, welche diese Widersprüche 
nicht länger tolerieren, aus der Basler Innenstadt! 

Wir richten folgende Forderungen an die Regierung und die Parteien im Grassen Rat: 

1. Alle Opfer von Syngenta-Giften müssen die notwendige medizinische 

Behandlung bekommen. Die Stadt Basel stellt zu diesem Zweck einen 

Reparationsfonds im Wert von CHF 150 Millionen zur Verfügung. 



2. Wir fordern die Finanzierung eines agrarökologischen Instituts an der 

Universität Basel, welches zur Aufgabe hat, nachhaltige und solidarische 

Landwirtschaftsmodelle zu erforschen. Syngenta macht von Basel aus 

Weltagrarpolitik. Mit viel Geld, viel Einfluss, was sie zur Förderung einer 

schädlichen industriellen Landwüischaft nutzt. Dem muss Basel etwas 

entgegensetzen, denn es gibt Alternativen. Dann wäre Basel für die nächste Expo 

gerüstet! 

3. Basel muss alle Sponsorings und Public-Private Partnerships mit Syngenta 

beenden. Zudem gehört der heutige Steuerdeal sofort aufgekündigt. Syngenta­

Gewinne müssen zum ordentlichen Steuersatz versteuert werden. 

4. Die Basler Regierung soll offiziell und mit Nachdruck die 

Konzernverantwortungsinitiative im Abstimmungskampf unterstützen. Und 

einen Recherchefonds zur Verfügung stellen, um Menschenrechtsverletzungen 

von Basler Konzernen in den Ländern des Südens zu erforschen und öffentlich 

bekannt zu machen. 

5. Demonstrationen durch die Innenstadt gehören jederzeit bewilligt und die 

demokratischen Grundrechte geschützt! 

In Zeiten, in denen die Klimakatastrophe die grösste Herausforderung der Menschheit 
darstellt, stärken die Agrokonzerne ihre Macht und somit das Modell der fossilen, 
schmutzigen Landwirtschaft. Menschenrechte und Umweltschutz bleiben unweigerlich auf 
der Strecke. Wir alle wissen, dass es so nicht weiter gehen kann. Und wir fordern von unserer 
Regierung, dass sie nicht noch aktiv dazu beiträgt, dass diese Themen unter den Teppich 
gekehrt werden. Eine Demonstration durch die Innenstadt zu erlauben, wäre noch das 
Kleinste. Respektive, es wäre die Umsetzung eines demokratischen Grundrechts. 

Mit besten Grüssen, die Vertreter*innen der Kerngruppe des March against Monsanto & 
Syngenta, Multiwatch Basel und die nachfolgenden Unterzeichnenden 


